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Zusammenfassung 
Die durch Phomopsis sclerotioides verursachte 
Schwarze Wurzelfäule der Gurke wurde seit 1962 in 
verschiedenen europäischen Ländern festgestellt. Auch 
in den Gewächshausgurkenkulturen der BRD verursacht 
sie verbreitet Ertragsausfälle. Neben einer fortschrei­
tenden Fäulnis der Wurzel, verbunden mit einer Welke 
des Gurkenlaubes, sind Pseudostromata und Pseudo­
sklerotien im Rindengewebe der Wurzel typische 
Krankheitssymptome. Drei Isolierungen des Erregers 
unterschiedlicher Herkunft zeigten auf verschiedenen 
Nährböden gleichartiges Kulturverhalten. Eine Reihe 
von Cucurbitaceen konnte als Wirt für Ph. sclerotioides 
nachgewiesen werden. Durch einige Kulturmaßnahmen 
und durch eine Bodenentseuchung (Chlorpikrin, Dämp­
fung, Methylbromid) kann der Krankheit entgegenge­
wirkt werden. An Hand eines Gewächshausversuches 
wird die Wirksamkeit von Benomyl gegen Ph. sclero­
tioides aufgezeigt. Wirkstoffgleich eingesetzt, erreichten 
Thiophanate und Thiabendazol nicht die gleiche Wirk­
samkeit. 
Summary 
Since 1962 cucumber black root rot, caused by Phomopsis 
sclerotioides has been found in various European countries. 
Also in cucumber glasshouse crops in the FRG it causes 
general yield losses. Besides a progressive root rot and a 
wilting of the tops of the cucumber plants pseudostromata 
and pseudosclerotia in cortical cells are characteristic 
symptoms of the disease . 
In vitro three isolates of the fungus of different origin 
showed no differences on various substrates. Some Cucur­
bitaceae proved to be hosts of Ph. sclerotioides. By certain 
cultural practices and soil sterilisation (chloropicrin, stea­
ming, melhylpromide) losses by this disease can be reduced. 
By a glasshouse experiment the action of benomyl against 
Ph. sclerotioides was demonstrated. In comparison (same 
amount of a.i.) thiophanate and thiabendazole showed less 
active than benomyl. 
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Zur Geschichte der Polizeiverordnungen 
über Gifte und giftige Schädlingsbekämpfungsmittel 
Von Karl Böning, München 
[Nacluichtenbl. Deutsch. Pflanzenschulzd. (Braunschweig) 24. 1972, 104-108]
Auf keinem anderen Gebiet des praktischen Pflan­
zenschutzes und der Schädlingsbekämpfung sind die 
Anschauungen über die letzten Jahrhunderte hin in 
einer sich ständig verändernden Welt grundsätzlich so 
gleich geblieben wie auf dem Gebiet des Verkehrs und 
Umgangs mit giftigen Mitteln. Das ist wahrscheinlich 
darauf zurückzuführen, daß hier weniger die Verände­
rungen und Fortschritte in der Technik und den 
Wissenschaften eine Rolle gespielt haben als die Uber­
legungen der Vorsicht, der Menschenkenntnis und des 
einfachen Menschenverstandes, wenn dabei auch 
manchmal über das Ziel hinausgegangen worden ist. 
Veranlassung, sich mit den Giften von Staats wegen 
näher zu befassen, gab deren mißbräuchliche und 
kriminelle, grob fahrlässige oder auch nur leichtsinnige 
Verwendung in der Zeit des ausgehenden Mittelalters 
und des Beginns der Neuzeit, bedingt auch zum Teil 
durch das Aufblühen der Gewerbe und der bildenden 
Künste in den Städten, die giftige Substanzen für ihre 
Tätigkeiten benötigten. Aber auch auf dem Lande kam 
der Verkehr mit Giften in Schwung, wo sie für die 
Ratten-, Mäuse- und Fliegenbekämpfung gebraucht 
wurden und wo fliegende Händler skrupellos die Ver­
teilung unter unwissenden Menschen vornahmen. 
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Einen ersten Anstoß für eine Regelung der Abgabe 
von Giften gab die von dem deutschen Kaiser Karl V. 
bekannt gemachte, auf dem Reichstage zu Regensburg 
im Jahre 1532 beschlossene, peinliche Gerichtsordnung, 
die Constituto Criminalis Carolina. Hier heißt es in Ar­
tikel 37: ,,Item es soltenn auch alle Oberkeiten, ann 
jeden Orten, di"e Apotegker und andere, so Gifft ver­
kauffenn, oder damit handthieren, jnn Glupt unnd Eid 
nemen, daß sy nymands einich Gifft verkaufenn noch 
zustellen, ohne anzeigen, Vorwissen und erlaubung 
derselben Oberkeit." (Text der sog. Kölner Handschrift 
nach Kohler und Scheel.) 
Hier ist jedoch nur eine grundsätzliche Anzeige- und 
Erlaubnispflicht vorgeschrieben; anscheinend blieb es 
schon damals den territorialen Herrschaftsgewalten 
vorbehalten, besondere Vorschriften im Rahmen der 
Medizinal- und Apotheker-Ordnungen zu erlassen. So 
schreibt z. B. die alte hessische Apotheker-Ordnung 
vom 9. 3. 1564 vor, daß Gifte „für sich jemand zu über­
lassen bey der schwersten Strafe verbothen wird, son­
dern sie sollen nur bekannten und unverdächtigen 
Personen nach Erkundigung, wozu, wie und wo sie es 
brauchen wollen, gegen Ausstellung eines Scheins und 
allenfalls auf das Attest eines im Lande recipirten 
Arztes verabfolgt werden". Ferner wird in dieser An­
ordnung vorgeschrieben: ,,Alle Gifte und gefährliche 
Materialien sollen in den Apotheken an einem be­
sonderen Ort unter dem Schlüssel verwahrt und mit 
allen dabei zu brauchenden Werkzeugen aufgehoben 
werden". (zitiert nach Grandidier). Diese Werkzeuge 
werden in einer späteren Erneuerung der Ordnung 
vom 6. 6. 1616 noch näher angegeben, nach der für den 
Umgang mit Giften besondere Waagen, Gewichte und 
Geschirre vorgeschrieben werden. Ausführlicher be­
schreibt und begründet ein Medicinal-Edict des Ober­
collegium medicum in Preußen von 1685 die nämlichen 
Vorschriften: ,,Die Venena und Gifft mit sich führende 
Materialia sollen von den Apothekern wohl verschlos­
sen gehalten und anderen Arzneien nicht zu nahe ge­
bracht werden, da sie dann mehrer Sicherheit halben, 
sonderbare Wageschalen, Mörsel, Keulen, Siebe und 
Reibesteine darzu halten wollen, damit nicht aus Un­
achtsamkeit etwas hangen oder liegen bleibe, welches 
nachmals anderen Medicamenten unwissend den Pa­
tienten zum höchsten Schaden fügt und vernichtet 
werden könne. \!\lie sie denn bei Abfolgung einiges 
Giffts sehr behutsam sich erzeigen sollen und keinen, 
absonderlich unbekannten und verdächtigen Personen, 
ohne vorgezeigten schriftlichen Schein vom Medico 
(welcher zuvor die Person, zu was Ende sie den Gifft 
gebrauchen wolle, scharf befragen soll) abfolgen lassen. 
Da aber bekannte redliche Leute einig Gifft, so sie in 
ihrer Handthierung gebrauchen, selbsten nicht durch 
das Gesinde abholeten, kann solches gegen ausgestell­
ten Schein abgefolgt werden." Hier ist also bereits 
konkret außer von einem Erlaubnisschein auch von 
einem Empfangsschein für eine bessere Kontrolle der 
Abgabe und von Vorsichtsmaßnahmen bei der Auf­
bewahrung von Giften beim Händler die Rede. 
Indessen genügten diese Ansätze zur Verhütung von 
Vergiftungen nicht. Das ist nicht verwunderlich, wenn 
man berücksichtigt, daß das zeitgenössische Schrifttum, 
wie z.B. das zweibändige Werk des Abraham Friedrich 
Krafft von 1712 und 1713, neben allerlei praktisch un­
wirksamen, abergläubischen Vorstellungen entsprin­
genden Mitteln von wirksamen Substanzen, hauptsäch­
lich weißen Arsenik und Sublimat für die Herstellung 
von Giftködern enthält und daß von den damaligen 
anscheinend recht populären, auf dem Lande umher­
ziehenden Giftverkäufern ein schwunghafter Handel 
getrieben wurde. Man versuchte deshalb, den Kreis der 
zum Vertrieb Berechtigten weiter einzuschränken, die 
Abgabebedingungen zu verschärfen und den Hausier­
handel gänzlich zu verbieten. So wurde z. B. in den 
braunschweigisch-lüneburgischen Kurlanden das Um­
hertragen und der Verkauf von Giften und verdächtigen 
Substanzen durch ein Ausschreiben vom 25. 3. 1718 un­
tersagt. Dieses Verbot scheint sich jedoch nur vorüber­
gehend durchgesetzt zu haben, denn es wurde immer 
wieder erneuert, so in einer Instruktion für die Land­
physici vom 12. 12. 1769, ferner durch Verordnungen 
vom 17. 12. 1757, vom 6. 12. 1768, vom 28. 9. 1779, vom 
22. 1. 1783 und schließlich noch vom 5. 3. 1822. Aber das
scheint den Mißstand nicht endgültig behoben zu
haben, denn· in der Apotheken-Ordnung vom 19. 12.
1820 heißt es: ,,und die Behörden sind angewiesen, die
bei jenen gefundenen Medikamente zu vernichten"
(nach Willich und Marx).
Eine badische Verfügung vom 22. 4. 1765 verbot ins­
besondere „den Verkauf und die Feiltragung von Maus­
gift bei Ubertretung gegen Konfiskation und scharfe 
Strafe" (nach Frank). Ahnliche Verbote wurden auch 
anderwärts ausgesprochen, so in Sachsen (vom 31. 1. 
1798, im kurpfalz-baierischen Schwaben (vom 22. 11. 
1803) und in Osterreich (vom 16. 4. 1813 und 20. 6. 
1817). wo man besonders auf die ungarischen Olitäten­
und Kräuterkrämer sowie die sogenannten Schwefel­
träger acht haben sollte, weil sie häufig gelben und 
weißen Arsenik mit sich führten (nach Ferro und Ehr­
hart). 
Nach einer Verordnung vom 6. 5. 1751 wurde in 
Preußen „den Materialisten und Gewürzkrämern der 
Debit (= Vertrieb) alles Giftes gänzlich untersagt und 
bloß den Apothekern vorbehalten" (nach Augustin). 
Auch die Medicinal-Ordnung vom 31. 7. 1778 in Kur­
hessen ordnete nach Grandidier an, ,,Gifte und stark 
wirkende Arzneimittel soll niemand als die privile­
gierte Apotheker bey zehn Rthlr. Strafe verkaufen". 
Diese Bestimmung scheint allgemein verbreitet gewe­
sen zu sein, doch führte sie offenbar zu ständigen Aus­
einandersetzungen zwischen Apothekern und Materia­
listen, worauf z. B. die salzburgische Verordnung betr. 
Regulierung der Gewerbsgränzen zwischen Apothekern 
und Materialisten vom 17. 9. 1805 direkt hinweist, die 
aber auch nichts anderes bestimmt als ein Abgabever­
bot für ausgesprochene Gifte durch die Materialisten 
an das breite Publikum. 
Tatsächlich dürften aber derartige Verfügungen schon 
viel früher bestanden haben, denn Krafft schreibt be­
reits 1712: ,,Weilen aber nicht aller Orten, absonderlich 
wo keine Apotheken seyn, dergleichen Dinge - er 
meint damit die arsenikalischen und quecksilberhal­
tigen Stoffe - zu haben, auch nicht einem jeden um das 
Geld gegeben werden, darum wollen wir allerley be­
wehrte Mittel ansetzen", worauf er dann seine zahl­
reichen, zweifelhaften Rezepte darlegt. 
Jedoch scheinen die Vorschriften bezüglich der Ab­
gabe von Giften nur durch die Apotheker nicht überall 
so streng gemeint gewesen zu sein, so wenn eine in 
ihrer Absicht nicht ganz verständliche preußische Ver­
ordnung vom 19. 1. 1802 vorschreibt, ,,es sollen die 
Materialisten und Droguisten weißen Arsenik nicht 
unter 10 Pfund, Rauschgelb, Operment und Bleizucker 
nicht unter 2 Pfund verkaufen dürfen. In Ansehung 
der Aufbewahrung und Verabfolgung der Giftwaren 
sind diese denselben Medizinalgesetzen unterworfen 
als die Apotheker." Eine ähnliche Bestimmung enthält 
auch die kurpfalzbayrisch-schwäbische Verordnung 
vom 22. 11. 1803. Dort wird außerdem zwar einerseits 
der Giftverkauf weiter eingeschränkt, indem es heißt 
(zitiert nach Ehrhart), ,, daß der Handel mit allen Gat­
tungen von Gift nur in jenen Städten erlaubt sein solle, 
wo sich geprüfte und privilegierte Apotheken befinden 
- in den übrigen Städten und auf dem platten Lande ist
der Verkauf des Giftes außer den genannten Apothe­
ken an jedermann verboten", andererseits wird aber
auch den Materialisten der Verkauf gestattet, wenn sie
einen Erlaubnisschein (in einer späteren Verordnung
vom 12. 2. 1817 auch als Konzessionsschein bezeichnet)
besitzen, der nach Prüfung und Verpflichtung „unent­
geldlich" ausgestellt wird. Weiterhin wird verfügt: ,,An
Köche, Gastwirte, Bäcker, Bierbrauer, Müller, Melber,
Obsthändler und Fleischer darf zur vorgeblichen Til­
gung der Mäuse und Ratten weder von den Apotheken
noch von den Materialisten Arsenik verabfolgt
werden."
Da sich der Gifthandel außerhalb der Apotheken 
auf die Dauer nicht abstellen ließ, zumal die Apotheker 
selbst anscheinend nicht überall Wert darauf ·1egten, 
Gift zu verkaufen, versuchte man es nach einer Be­
kanntmachung der kg!. Regierung zu Koblenz vom 
7. 12. 1824 noch auf eine andere, etwas merkwürdig
begründete Weise. Danach „darf es nicht vom Willen
des Apothekers abhängen, ob er Gift verkaufen will
oder nicht. Die Weigerung der Apotheker, Gift zu ver­
kaufen, führt die Notwendigkeit herbei, solche und
zwar in größerer Menge bei den Materialisten zu
nehmen. Dieses kann aber auch noch weit gefährlichere
Folgen haben, da der auf diesem Wege erhaltene Vor­
rath nicht auf einmal verbraucht wird, sondern ein
Theil, meistens der größere, nur aufbewahrt werden
muß" (nach Augustin).
105 
' 
In bezug auf die Erlaubnisscheine zur Erlangung 
von giftigen Substanzen wurden die Bestimmungen 
teils genauer umschrieben, teils erweitert und er­
schwert. In Baden wurde nach Frank durch Verord­
nung vom 14. 11. 1764 bestimmt, daß neben einem 
,,jedesmal genau zu prüfendem Attest von der Obrig­
keit oder von einem der verpflichteten Medicorum" 
auch eine eigenhändige Empfangsbestätigung auszu­
stellen sei, in der das gekaufte Quantum, Jahr, Tag 
und Monat sowie eine Angabe des „ vorhabenden Ge­
brauchs" enthalten sein müsse. Diese Atteste und Emp­
fangsscheine seien „zu künftiger Nachsidit wohl zu 
verwahren und zusammenzuheften", damit sie auf An­
fordern und insbesondere bei den jähriichen Apothe­
ker-Visitationen eingesehen werden können. Auch 
dürfen die Apotheker „alle giftigen Spezies ohne ihr 
Vorwissen nicht durch Jungen verkaufen" und „an 
niemanden als verbürgten, bekannten und vertrauten 
Leuten" gegen die oben erwähnten Atteste abgeben. 
Ähnliche Vorschriften enthält die preußische Apothe­
ker-Ordnung vom 12. 6. 1758, die außer dem eigenhän­
dig geschriebenen Giftschein auch noch dessen Besiege­
lung mit ihrem Petschaft verlangt. Da aber damals 
Landwirte oder Handwerker vielfach des Schreibens 
unkundig waren, mußte in diesen Fällen der Apotheker 
selbst die Eintragungen in einem besonders über diese 
Verkäufe zu führenden Buche vornehmen. Diese An­
weisungen wurde im wesentlichen wiederholt und er­
gänzt durch eine ausführliche Verordnung vom 10. 12. 
1800, in der auch die giftigen Substanzen im einzelnen 
aufgeführt wurden, die Gegenstand der Verordnung 
waren, "wie alle Arsenicalia, als da sind weißer Arse­
nik, Operment, Rauschgelb, Fliegenstein, der eigentlich 
sogenannte Kobalt, ferner Mercurius sublimaticus, 
Merc. praecipitatus ruber sowie Euphorbium und weiße 
Nießwurz". Die Aufbewahrung hat in abgesonderten 
verschlossenen Räumen zu erfolgen; den Schlüssel dazu 
hat der Apotheker persönlich in Verwahrung zu neh­
men, in seiner Abwesenheit der älteste Gehilfe. Die 
Abgabe von Giften hat entweder nach ärztlichen Rezep­
ten zu geschehen oder ohne diese zum technischen 
Gebrauch oder zur Tilgung schädlicher Tiere gegen 
Giftschein nur an vertrauenswürdige Personen. Als 
solche g.elten: ,,Personen aus der Klasse der Honoratio­
ren, königliche Bedienstete von Civil- und Militär­
stande, Gutsbesitzer, Prediger, ansässige Bürger und 
Eigenthümer, auch Landwirte, wenn sie vom Apothe­
ker gekannt sind." Neu ist, daß die Abgabe nicht in 
Papierhüllen, sondern in fest verschlossenen Behältnis­
sen aus Holz oder Steingut erfolgen muß, daß diese 
Behältnisse die Aufschrift Gift erhalten sollen und 
außerdem für des Lesens Unkundige „drei auffällige 
Kreuze in der für Grabmäler gebräuchlichen Gestalt". 
Auch die kgl. bayrische Verlautbarung für den Iller­
kreis ( = Schwaben) vom 12. 2. 1817 und die kurhes­
sische Anordnung vom 11. 7. 1804 enthalten ähnliche 
Vorschriften, letztere „unter jedesmaliger Empfehlung 
der größten Vorsicht". Weiterhin wurde die Forderung 
der Verwendung von blauem oder schwarzem Papier 
zur Verkleidung der Behältnisse und von Etiketten mit 
der Aufschrift Gift damals erstmalig in den amtlichen 
Vorschriften erhoben. Eine gewisse Erleichterung für 
die Aufbewahrer der Gifte bedeutete es, wenn an Stelle 
eines besonderen Raumes ein Giftschrank als ausrei­
chend angesehen wurde. Eine diesbezügliche Bestim­
mung taucht vielleicht erstmalig in der Apotheker­
Verordnung für das vormalige Kurfürstentum Salzburg 
und die Fürstentümer Passau und Berchtesgaden vom 
16. 7. 1804 auf (nach v. Berg). Dort heißt es in § 5:
,.I:fat die Apotheke kein Nebenzimmer, wo die Gifte
und giftartig wirkende Arzneien aufbewahrt werden
können, so muß an einem besonderen Orte der Offizin
ein wohl zu verschließender eigner Kasten ( = Schrank)
für diese a,ngebracht sein, worin sich die genau und
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sorgfältig verschlossenen Giftgefäße mit ihren deut­
lichen Aufschriften in lateinischer und deutscher Spra­
che voneinander abgesondert befinden." Auch eine spä­
tere Bekanntmachung vom 4. 4. 1824 der kgl. Regie­
rung zu Düsseldorf erwähnt den Giftschra�, für den 
nunmehr auf. dessen Türe die deutliche Aufschrift „Gift­
schrank" gefordert wird, ,, allenfalls noch mit dem 
Todtenkopf". 
Eine zusätzliche Kontrolle versuchte man in Schwa­
ben nach der Verordnung vom 12. 2. 1817 dadurch zu 
bekommen, daß man für den Giftverkauf eine Melde­
pflicht der zum Gifthandel berechtigten Materialisten 
und Apotheker hinsichtlich der vorhandenen Giftvor­
räte und deren Zu- und Abgänge vorsah. Nichf nur die 
Materialisten und Apotheker wurden zur Führung von 
Giftbüchern verpflichtet, sondern auch konform damit 
die Gerichts- und Polizeibehörden zur Haltung eines 
Journals. Auch anderwärts waren inzwischen Giftver­
kaufsbücher eingeführt worden. Im preußischen Bezirk 
Düsseldorf hatte man nach einer Verordnung vom 4. 2. 
1823 besondere Formulare eingeführt, die jeweils beim 
Verkauf verwendet werden sollten und die dann zu 
den erwähnten Verkaufsbüchern zusammenzuheften 
waren. Diese mußten an die Polizeibehörden abgelie­
fert werden, die ihrerseits gehalten waren, die Gift­
vorräte „oft und unvermutet zu visitieren, und die vor­
gefundenen Contraventionen und Vernachlässigungen 
zur gesetzlid1en Strafe anzuzeigen". 
Die meiste Sorge bereitete den Medizinalbehörden 
naturgemäß die Anwendung gefährlicher Gifte zur Na­
gerbekämpfung in Haus, Hof und Feld, teilweise auch 
zur Fliegenbekämpfung. Deshalb versuchte man immer 
wieder, radikal in der Weise vorzugehen, daß man die 
Abgabe für diesen Zweck generell untersagte. So war 
nach einer österreichischen Verordnung, Wien, den 
29. 7. 1797, ,, allen denjenigen, welche vorgeben, daß
sie zur Vertilgung der Fliegen, Ratten, Mäuse usw. Gift
brauchen, die Verabfolgung desselben platterdings ab­
zuschlage.n, und sind selbe zu anderen dem Menschen
unschädlichen Mitteln zu verweisen". In Kurhessen
galt ein Verbot vom 11. 7. 1804: ,,Da bisher der Kobalt
(darunter wurden damals u. a. auch Arsenverbindun­
gen verstanden) hauptsächlich zum Fliegentödten ge­
braucht worden ist und darnach durch dieses äußerst
gefährliche Gift vorzüglich Unglück zu besorgen
steht, zu jenem Bedarf aber ein Absud von Quassia­
holz als ein an sich unschädliches Mittel weit wirk­
samer angewendet werden kann, so wird dessen Ver­
kauf für die Zukunft gänzlich untersagt." Ebenso in
Schwaben: ,,Der Gebrauch des Giftes zur Vertilgung
der Mäuse und Ratzen sowohl in den Häusern als auf
den Feldern bleibt strengstens verboten", wobei aller­
dings Ausnahmen auf Grund von Rezepten von Ärzten
und Wundärzten möglich gewesen sind.
Aber solche strengen Verbote ließen sich kaum 
durchsetzen. Denn man hatte den schweren Giften 
kaum etwas Wirksames entgegenzusetzen und außer­
dem gab es auch Stimmen wie die von Krünitz von 
1807, die den Giften insbesondere für den Landwirt 
auch einen Nutzen zusprachen. Diese Erkenntnis bringt 
auch der Verfas!>er der .geschichtlichen Darstellung der 
Giftlehre, der Göttinger Professor Marx, 1829 zum 
Ausdruck, wenn er schreibt: ,,Zur Tödtung beschwer­
licher Tiere kann man sich wohl noch anderer als bloß 
der giftigen Stoffe bedienen, allein zur Tilgung schäd­
licher Tiere, namentlich der Mäuse und der Ratten, ist 
der Arsenik kaum zu entbehren. Es bleibt deshalb nur 
übrig, daß man dem Mißbrauch dieses Giftes sowie 
etwaigen unglücklichen Verwechselungen und Ver­
schleppungen desselben möglichst vorbeuge." Einen 
Kompromiß zwischen Verbot und Duldung unter be­
stimmten Einschränkungen stellt eine sächsische Ver­
ordnung vom 16. 11. 1819 dar. Sie empfiehlt einerseits 
eine Reihe völlig gefahrloser Mittel zur Vertreibung 
der Ratten und Mäuse wie das Aufhängen von Blüten 
der Vogelkirsche oder von Erlenzweigen, das Räuchern 
mit Heidekraut, Bernsteinsalz oder Spänen von Pferde­
hufen, das Ausstreuen von Nußkörnern, Weizen-, Rog­
gen- oder Gerstenkörnern, welche in die Lauge von 
Eichenholzasche geweicht sind, von Badeschwamm, Filz 
oder weißen Bohnen, die klein geschnitten und mit 
Fett und Mehl geröstet sind, sowie von den Blüten 
und Wurzeln des Königskerzenkrautes - eine Aufzäh­
lung, die das ganze Elend des damaligen Angebotes 
ungiftiger Mittel aufzeigt. Sie verbot andererseits aber 
nicht die Anwendung arsenikhaltiger Mittel, sondern · 
versuchte· die Gefahr dadurch zu verringern, daß es 
deren Schwarzfärbung mit Kienruß vorschrieb. Dazu 
wurde eine Anweisung gegeben, wie man den Kienruß 
von seinem bitteren und ölig brenzlichen Geschmack 
und Geruch durch Glühen befreit, um zu verhindern, 
daß die Schädlinge die damit bereiteten Giftkörder ab­
lehnen. In Preußen versuchte man durch eine Verord­
nung (Potzdam, den 8. 9. 1812) die Gefährdungen da­
durch herabzusetzen, daß man zur Ratten- und Mäuse­
bekämpfung den Apothekern - und nur diesen sollte 
die Abgabe erlauot sein - eine bestimmte arsenikali­
sche Mischung und Form vorrätig zu halten vorschrieb. 
Diese Mischung bestand aus 1 Loth gepulverter weißer 
Arsenik, 1 Loth gepulvertem Zucker, 1/2 Loth gepul­
verter Kohle und 8 Loth gebratenem Schweinefett oder 
gebratener Butter. Sie sollte gegen Giftschein abge­
geben werden können, wobei der Empfänger auf die 
Gefahr, insbesondere auch für Haustiere, aufmerksam 
zu machen war. Interessant ist, daß in diesem Zusam­
menhang auch erstmals als bestes Sicherungsmittel auf 
die Auslegung des Giftes in einem durchlöcherten Ka­
sten, ,,so daß die anderen Hausthiere nicht dazu kom­
men können", also auf die später so genannte „Ratten­
futterkiste" hingewiesen wurde. 
Ubrigens bewährte sich die vorstehend angegebene 
Arsenikpaste anscheinend nicht, so daß durch ein Zir­
kular-Reskript (Berlin, den 25. 10. 1823) ein Pulver, be­
stehend aus einer Mischung von 8 Loth fein pulveri­
sierter Arsenik, 8 Loth feinem Weizenmehl, 1 Loth 
feinster Kohle oder Kienruß und 1 Gran mit verdünn­
tem Weingeist abgeriebenem echten Moschus, zur Ver­
tilgung der Ratten und Mäuse empfohlen wurde. Unter 
Bezugnahme auf dieses Reskript wurde jedoch von der 
kgl. Regierung zu Düsseldorf mit Bekanntmachung vom 
4. 2. 1823 davor gewarnt, mit arsenikhaltigen Giften
gegen Feldmause vorzugehen im Hinblick auf die Ge­
fahren für Wild und Geflügel, aber auch für den Men­
schen, ,,zumal es nicht an anderen nicht gefährlichen
Mitteln zu ihrer Vertilgung mangelt, unter welchen
sich die bekannten und mit vielem Nutzen gebrauchten
Räucherungen besonders empfehlen". In Sachsen war
der Gebrauch des Arseniks zur Vertilgung der Feld­
mäuse bereits durch ein Generale vom 10. 12. 1790 ver­
boten worden.
Aus dem Vorstehenden ist zu ersehen, daß der Staat 
seit jeher bemüht war, seine Bürger vor Mißbrauch von 
Giften zu schützen und deren Gebrauch auf das un­
bedingt nötige Ausmaß zu beschränken. Außerdem 
kann man feststellen, daß bereits vor 200 Jahren, z. T. 
schon früher, in den damaligen Verordnungen die wich­
tigsten Elemente, wie wir sie auch noch in heutigen 
Giftverordnungen vorfinden, enthalten waren. Die al­
ten Vorschriften über die Aufbewahrung und Abgabe 
von Giften kennen bereit.s Begriffe wie Giftraum, Gift­
schrank, Unterverschlußhalten, besondere Geräte für 
den Umgang mit Giften und deren Behandlung, beson­
dere Beschriftung mit Warnworten und Warnzeichen, 
Erlaubnisatteste, Empfangscheine, Giftbücher, Beschrän­
kung der Abgabe nur an zuverlässige Personen, Be­
schaffenheit der Abgabebehältnisse, Verwendung von 
Warnstoffen, Warnfarben und Warngerüchen, Beleh­
rung über die mit den Giften verbundenen Gefahren, 
Verkauf standardisierter Präparate u. dgl. m. Sicher 
sind einige überspitzte bürokratische Anforderungen 
früherer Zeiten heute weggefallen, man darf aber nicht 
vergessen, daß der Gesetzgeber sich jeweils auch nach 
dem Bildungsstand und dem Verantwortungsbewußt• 
sein der Bürger, dem technischen Stand wie dem Trend 
der Zeit richten muß. Damals war die Gefahr des Miß• 
brauchs von Arsenik und Sublimat groß und die kri­
minelle Anwendung dieser Gifte zeitweise sehr in Mo­
de, die Aufgeklärtheit der Leute und das medizinische 
'Nissen gering; heute spielen die erwähnten Gifte je­
denfalls in der Schädlingsbekämpfung keine Rolle 
mehr. Der Schwerpunkt liegt heute bei den Wartezei­
ten und Toleranzen, die man damals noch nicht kannte. 
Der massiven Vergiftungsgefahr steht - abgesehen von 
krimineller Anwendung und von Unglücksfällen, die 
nach wie vor möglich sind - die Gefahr einer schlei­
chenden Gesundheitsgefährdung gegenüber, die es zu 
verhindern gilt. Eine weitere Neuerung unserer Epoche 
sind die hochgiftigen Stoffe, die seinerzeit noch über­
wiegend unbekannt waren. Eine Ausnahme bildete hier 
nur die Blausäure, auf deren Einbeziehung jedoch ver­
zichtet werden kann, da sie früher nur für medizinische 
Zwecke verwendet wurde. 
Literatur 
1. A u  g u s t i n, F. L.: Repertorium für die öffentliche und
gerichtliche Arzneiwissenschaft. I. 492, 494, 498. IV. 363,
368, 373, 374. Berlin 1810 ff.
2. B e r g, G. H. v.: Handbuch des teutschen Policeyrechts. 2.
Aufl. Th. 6. I. 427. Hannover 1806.
3. Ehr h a r t, G. v.: Entwurf eines physikalisch-medizini­
schen Polizei-Gesetzbuches und eines gerichtlichen Medi­
zinal-Codex. III. 402-405, 408-411. Augsburg und Leipzig.
Um 1822.
4. Fe r r o, P. J. v.: Sammlung aller Sanitätsverordnungen
im Erzherzogtum Oesterreich unter der Enns während der
Regierung Sr. Maj. Kaisers Franz II. I. 257-262. III. 318.
IV. 290. Wien 1798 ff.
5. Fr a nk, J. P.: System einer vollständigen medicinischen
Policey. 2. Abt., 1. Abschn. 3. Aufl. Wien 1790.
6. Grand i die r, C.: Repertorium über die Kur hessischen
Medicinal-Gesetze. 76, 77. Cassel und Marburg 1815.
7. K o h  1 e r  und S c  h e e 1: Die peinliche Gerichtsordnung
Kaiser Karls V. und ihre Vorgängerinnen. Bd. 1-4. Halle
1900.
8. K r  a f f  t, A. F.: Der sowohl Menschen und Viehe, grau­
samen Thiere, schädlichen Ungeziefers und verderblichen
Gewürmer gäntzliche Ausrottung usw. Nürnberg I. 1713,
II. 1712.
9. Kr ü n i t z, J. G.: Okonomisch-technologische Encyklo­
pädie. 18. 452. 2. Aufl. Berlin 1807.
10. K u h  n, K. G.: Vollständiges System der Arzneimittel­
lehre. I. 430, 345. Leipzig 1816.
11. Marx, K. F. H.: Geschichtliche Darstellung der 'Giftlehre.
I. 164-165. II. 482-504. Göttingen 1827 und 1829.
12. W i 11 i c h, F. Ch.: Churfürstl. Braunschw.- Lüneburgische
Landes-Gesetze und Verordnungen in einem Auszug nach
alphab. Ordnung. II. 44. Göttingen und Dessau 1782.
Zusammenfassung 
Der älteste Hinweis auf eine amtliche Regelung der 
Giftabgabe ist in der peinlichen Gerichtsordnung Kaiser 
Karl V. von 1532 enthalten. Die folgenden landesrecht­
lichen Bestimmungen des 16., 17. und 18. Jahrhunderts 
enthalten bereits die wichtigsten Elemente, die auch 
noch für spätere Verordnungen maßgebend waren 
bzw. für heutige noch sind. Es war demnach schon seit 
Jahrhunderten das Bestreben des Staates, auf alle nur 
mögliche Weise seine Bürger vor Mißbrauch von Gif­
ten zu schützen und deren Gebrauch auf das unbedingt 
nötige Ausmaß zu beschränken. Daß es dabei auch ge­
legentlich zu übermäßig bürokratischen Vorschriften 
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kam, war zeitbedingt und im ganzen gesehen unerheb­
lid1. 
Summary 
The earliest reference to an official regulation of the deli­
very of poisons is included in the criminal jurisdiction of the 
german emperor Charles V. dated from 1532. The following 
orders of the country · governments in the 16., 17. and 18. 
centuries enclose already the essential elements, which are 
also decisive still for later and for present edicts. lt seems 
therefore that the state for a long time was endeavoured to 
protec t its c itizens as well as possible from abuse and to 
limit the use of poisons to the absolutely needed size. That 
it came also occassional to extreme bureaucracy prescrip· 
lions, this was dependent on the time and in the bulk 
irrelevant. 
l'tIITTEILUNGEN 
Informationsquellen über Fragen des Umweltschutzes 
Von W. E b i n g
Biologische Bundesanstalt für Land· und Forstwirtschaft, 
Institut für Pflanzenschutzmittelforschung 
In nahezu allen Berufszweigen werden neuerdings Fragen 
des Umweltschutzes aufgeworfen, und mancher Kollege sieht 
sich heute oft unvermittelt mit Problemen oder Anfragen 
auf diesem Gebiet konfrontiert. Dies ereignet sich ebenso 
häufig auf den Gebieten von Naturwissenschaft und Technik 
wie auf den Gebieten der Rechtsetzung und der Verwaltung. 
Angeregt durch die zahlreichen Anfragen, die in letzter Zeit 
an mich ergangen sind, halte ich es für zweckmäßig, auf 
eine Reihe von Monographien und Periodica hinzuweisen. 
Diese Titel bieten nach meiner Kenntnis seriöse Information 
für ganz unterschiedliche Fragestellungen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes. Außer den von verschiedenen Umwelt· 
bereichen stammenden Veröffentlichungen werden die im 
engeren Zusammenhang mit dem Pflanzenschutz stehenden 
gesondert aufgeführt. 
1.1. Allgemeine Darstellungen von Umweltproblemen aus 
verschiedenen Bereichen, Ubersichten, Rechtsfragen 
„National and International Environmental Monitoring 
Activities - A Directory", herausgegeben von Smith· 
sonian Institution, Cambridge, Mass., 1970 
,, Materialien zum Umweltprogramm der Bundesregie· 
rung. Umweltplanung", herausgegeben vom Bundesmini· 
ster des Innern, 1971 
,, Cleaning our Environment, the Chemical Basis for Ac· 
tion - A Report" by the Subcommittee on Environmen· 
tal Improvement, Committee on Chemistry and Public 
Affairs, American Chemical Society, Washington, D. C., 
1969 
,. Reine Luft für morgen - Utopie oder Wirklichkeit?" 
Herausgegeben vom Minister für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, 4773 
Möhnesee-Wamel, 1972, Verlag K. von Saint-George 
,. Global Effects of Environmental Pollution", herausge· 
geben von F. Singer, Reitle! Verlag, Dordrecht 1970 
,.Zur Belastung der Landschaft" von G. Olschowy, W. 
Mrass, H. J. Kulmer, K. Bürger, Schriftenreihe für Land· 
schaftspflege und Naturschutz, Heft 4, Bonn-Bad Godes· 
berg 1969 
„Chemical Ecology", herausgegeben von E. Sondheimer 
und J. B. Simeone, Verlag Ac ademic Press, New York 
1970 
,. Umweltforschung", Vorträge, Hohenheimer Arb. Schrif· 
tenreihe der Universität Hohenheim, Allg. Reihe Heft 58, 
Ulmer Verlag, Stuttgart 1971 
„Hanser Umweltforschung", Hanser Verlag, München 
„PCB and other Industrial Halogenated Hydrocarbons in 
the Environment" von V. Zitko, P. M. K. Choi, Fisheries 
Res. Board of Canada, Technical Report No. 272, St. 
Andrews, N. B. 1971 
1.2. Periodica über Umweltinformationen aus verschiedenen 
Bereichen 
Bulletin of Environmental Contamination and Toxicolo­
gy, Springer Verlag, Berlin-Heidelberg-New York 
Environmental Science and Technology, herausgegeben 
von American Chemical Soc iety, Washington, D. C. 
Chemosphere, Pergamon Press Verlag, Oxford 
Das technisd1e Umwelt-Magazin, zusammen mit Infor· 
mationsdienst „U", Vogel-Verlag, Würzburg 
The Science of the Total Environment, Elsevier Verlag, 
Amsterdam 
108 
UWD Umweltschutz-Dienst, E. Siller-Verlag, Düsseldorf 
Umwelt, Forschung - Gestaltung, Schutz, herausgegeben 
vom Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 
Archives of Environmental Health, Preventive Medicine, 
Occupational Medicine, Aerospac e Medicine, herausge­
geben von der American Medical Association, Chicago, 
Illinois 
Environmental Pollution, Elsevier Publishing Comp., 
Barking, Essex 
1.3. Referierende Periodica über Umweltliteratur aus ver­
schiedenen Bereichen 
Dokumentation für Umweltschutz und Landespflege, her· 
ausgegeben von Bundesanstalt für Vegetationskunde, 
Naturschutz und Landschaftspflege, Verlag W. Kohlham­
mer, Stuttgart 
Literaturberichte über Wasser, Abwasser, Luft und feste 
Abfallstoffe, herausgegeben von F. Meinck i. A. des 
Vereins für Wasser·, Boden· und Lufthygiene, Gustav 
Fischer Verlag, Stuttgart 
Wassernachrichten, herausgegeben vom Bundesministe· 
rium des Innern, Bonn 
Reinhaltung der Luft - SELECTA, herausgegeben vom 
Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 
2.1. Allgemeine Darstellungen und Ubersichten über Um­
weltprobleme im Zusammenhang mit dem Pflanzensdrntz 
,,Pestizide in der Umwelt" von D. Blumenbach, Mitt. Bio­
log. Bundesanstalt, Heft 141, Berlin 1971 
,.Pflanzenschutz und Umwelt" von W. Beck und Mitarb., 
herausgegeben vom Fachverband der chemischen Indu· 
strie Osterreichs, Wien 1971 
Sammelberichte „ Umweltschutz in Land· und Forstwirt­
schaft'', herausgegeben von K. Domsch, Berichte über 
Landwirschaft, herausgegeben vom Bundesministeriu.m 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 3 Sonder· 
bände 1972, Verlag P. Parey, Berlin 
„Report of the Secretary's Commission on Pesticides and 
their Relationship to Environmental Health" Parts I and 
II, herausgegebe11 vom U.S. Department of Health, Edu· 
cation, and Welfare, Washington, D. C. 1969 
,.Persistent Pestic ides in the Environment" von c;. A. 
Edwards, R. S. Adams in: C. R. C. Crit. Review of En· 
vironmental. Control 1 (1970), Heft 1, 7-67 
,. Studien über die Nebenwirkungen von Pflanzenschutz· 
mitteln auf die Bodenfauna" von K. Bauer, Mitt. Biolog. 
Bundesanstalt, Heft 112, Berlin 1964 
,. Einflüsse von Pflanzenschutzmitteln auf die Bodenmikro· 
flora" von K. Domsch, Mitt. Biolog. Bundesanstalt, Heft 
107, Berlin 1963 
,,Uber die Anwendung von Herbiziden an Gewässern" 
von H. Johannes, Mitt. Biolog. Bundesanstalt, Heft 126, 
Berlin 1967 
,.Zur Beeinflussung der Arthropodenfauna nordwestdeut· 
scher Kartoffelfelder durch die Anwendung synthetischer 
Kontaktinsektizide" von P. Steiner, F. Wenzel, D. Bau· 
mert, Mitt. Biolog. Bundesanstalt, Heft 109, Berlin 1963 
,.Zur Beeinflussung der Arthropodenfauna im Luzerne­
feld durch die Insektizide DDT und HCH" von F. Wen· 
zel, D. Baumert, P. Steiner, Mitt. Biolog. Bundesanstalt, 
Heft 113, Berlin 1964 
2.2. Periodica, in denen Umweltschutzfragen des Pflanzen­
sdrntzes erfaßt werden 
Residue Reviews, Springer, Berlin-Heidelberg-New York 
Pflanzenschutz-Berichte Bayer, Leverkusen 
